
Aktenzeichen: 3 AZR 76/92 
Bundesarbeitsgericht 3. Senat

I. Arbeitsgericht 
Köln
ArbeitsgerichtKöln

II. Landesarbeitsgericht Köln

Urteil vom 17. November 1992
- 3 AZR 76/92 -
Urteil vom 19. März 1991
- 4 Ca 653/91 -
Urteil vom 08. Mai 1991
- 2 Ca 655/91 -
Urteil vom 10. Oktober .1991
- 10 Sa 442/91 -

Für die Amtliche Sammlung: 
Für die Fachpresse :
Für das Bundesarchiv :

Ja
Ja
Nein

EntscheidungsStichwort:
Kürzung der erdienten Dynamik, triftiger Grund

Gesetz:
BetrAVG § 1 Besitzstand, § 1 Abs. 4, § 7; BGB §§ 133, 157, 242

Leitsätze:
1. Verspricht der Arbeitgeber seinen Arbeitnehmern eine be­
triebliche Altersversorgung nach den Regelungen einer Unter­
stützungskasse, sind spätere Eingriffe in die VersorgungsZu­
sagen nicht beliebig zulässig. Erworbene Rechte können nur 
aus besonderem Grund entzogen werden. Es gelten die Grund­
sätze des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit. Je 
stärker der Besitzstand ist, den die Arbeitnehmer erworben 
haben, um so gewichtiger muß der Grund sein, der einen Ein­
griff rechtfertigt (ständige Rechtsprechung des Senats, vgl. 
zuletzt BAGE 61, 273 = AP Nr. 23 zu § 1 BetrAVG Unterstüt­zungskassen) .
2. Der Ausschluß des Rechtsanspruchs auf Leistungen der Un­
terstützungskasse ist nach ständiger, durch das Bundesverfas­
sungsgericht gebilligter Rechtsprechung (BVerfGE 74, 129 = AP 
Nr. 11 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen) nur als ein an 
sachliche Gründe gebundenes Widerrufsrecht anzuerkennen (Be­
stätigung von BAGE 61, 273 = AP Nr. 23 zu § 1 BetrAVG Unter­
stützungskassen) .
3. Den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und des Vertrau­
ensschutzes wird dann genügt, wenn den abgestuften Besitz­
ständen unterschiedlich gewichtige Eingriffsgründe des Ar­
beitgebers gegenübergestellt werden. Das Gewicht des Ein­
griff sgrundes muß der Stärke des Besitzstandes entsprechen. 
Bei den Besitzständen des Arbeitnehmers ist zu unterscheiden 
zwischen den nur ausnahmsweise antastbaren, insolvenzge­
schützten Teilbeträgen, die sich aus der Berechnung nach § 2 
Abs. 1 BetrAVG ergeben, der sogenannten "zeitanteilig erdien-
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ten Dynamik" (Schutz des Berechnungsfaktors "ruhegehaltsfähi­
ges Entgelt") und den Steigerungsbeträgen, die ausschließlich 
von der weiteren Betriebszugehörigkeit des Arbeitnehmers ab- hängen. Bei den Eingriffsgründen ist zu unterscheiden zwi­schen zwingenden, triftigen und sachlich-proportionalen Grün­
den (Bestätigung von BAGE 61, 273 = AP Nr. 23 zu § 1 BetrAVG 
Unterstützungskassen).
4. Auch für Eingriffe in VersorgungsZusagen im Jahre 1968 ist 
bei der Prüfling aus heutiger Sicht von der vom Senat vorge­
nommenen Dreiteilung der Besitzstände auszugehen. Die Prü­fungsmaßstäbe haben sich inhaltlich nicht verändert, sie wur­
den durch die neuere Rechtsprechung nur konkretisiert (Bestä­
tigung von BAGE 66, 39, 43 f. = AP Nr. 8 zu § 1 BetrAVG Be­
sitzstand, zu I 1 der Gründe). Über die Frage eines verfas­sungsrechtlich begründeten Vertrauensschutzes bei Änderung 
einer ständigen Rechtsprechung (vgl. hierzu BVerfG Beschluß 
vom 28. September 1992 - 1 BvR 496/87 - DB 1992, 2511, zu
II 2 b  der Gründe) ist hier nicht zu entscheiden.
5. Wird aus wirtschaftlichen Gründen in die zugesagte Dynamik 
eingegriffen, ist dieser Eingriff nur berechtigt, wenn der 
Unternehmer die Rente nicht mehr aus Erträgen und Wertzuwäch­
sen erwirtschaften kann und deshalb die Gefahr besteht, daß 
die Entwicklung des Unternehmens beeinträchtigt und seine 
Substanz aufgezehrt wird (Bestätigung von BAGE 61, 273, 280 = 
AP Nr. 23 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen, zu B 2 der 
Gründe).
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3 AZR 76/92 
10 Sa 442/91 Köln
Verkündet am 17. November 1992
Bittner, 
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP-
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3

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 17. November 1992 durch den Vor­
sitzenden Dr. Heither, die Richter Griebeling und Dr. Wittek 
sowie die ehrenamtlichen Richter Fieberg und Eckhardt für 
Recht erkannt:

1. Auf die Revisionen der Kläger wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Köln vom 10. Oktober 1991 - 10 Sa 442/91 - aufgehoben.

2. Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und 
Entscheidung, auch über die Kosten der Revi­
sionen, an das Landesarbeitsgericht zurückver­
wiesen.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten über die Höhe der den Klägern vom be­
klagten Pensions-Sicherungs-Verein (PSV) zu zahlenden Betriebs­
renten. Der PSV berechnet die Renten auf der Grundlage von 
Höchstbeträgen (jährlich 4.000,—  DM); die Kläger meinen, die 
Renten seien ohne Höchstgrenzen zu berechnen.

Der am 6. März 1921 geborene Kläger L war vom
13. März 1955 bis 31. März 1981 bei der P GmbH
& Co. KG beschäftigt. Er erhielt zuletzt ein monatliches Brutto­
gehalt von 3.100,—  DM. Der am 29. April 1926 geborene Kläger 
S war vom 16. Mai 1955 bis 31. März 1975 bei derselben Ar­
beitgeberin tätig. Er erzielte zuletzt ein monatliches Bruttoge­
halt von 2.565,—  DM.
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Die Arbeitgeberin gewährte ihren Mitarbeitern eine Alters­
versorgung über eine Unterstützungskasse, den "Unterstützungs­
und Wohlfahrtsverein der Firma B

". Die Bedingungen für den Bezug von Unterstützungsleistungen 
waren in der Satzung und in den Richtlinien der Unterstützungs­
kasse geregelt, wobei ein Rechtsanspruch auf Unterstützungslei­
stungen ausgeschlossen wurde.

In der Satzung des Unterstützungsvereins vom 3. Dezember 
1946 heißt es u.a.:

"§ 8
Die Leistungen des Vereins sollen zur Wahrung des 
sozialen Charakters folgende Sätze im Einzelfall 
jährlich nicht überschreiten
a) Altersrenten RM 4.000,—  ..."

Im Jahre 1960 erließ die Unterstützungskasse Richtlinien, 
auf die sich die Kläger berufen. In diesen Richtlinien war u.a. 
Bestimmt:

"Die Leistungen des Vereins betragen bei Aus,_ 
scheiden aus der Firma infolge Alter oder Invali­
dität nach mindestens
5-jähriger BetriebsZugehörigkeit 5 %
für jedes weitere Jahr bis einschließl. 10-jäh­
riger Betriebszugehörigkeit 1/2 %
für jedes weitere Jahr bis einschließl. 25 Jahre 
3/4 %
ab 26. Betriebszugehörigkeitsjahr 1/2 % 
des zuletzt bezogenen Bruttoeinkommens.

- 5 -
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Der Rentenbetrag darf jedoch zur Wahrung des so­zialen Charakters die in den gesetzlichen Bestim­
mungen des Bundesfinanzministers (Körperschafts­steuer, Durchführungsbestimmungen und Veranla­
gungsrichtlinien) festgelegten Höchstbeträge 
nicht überschreiten.

II

Auf einer außerordentlichen Mitgliederversammlung des Unter­
stützungsvereins vom 26. April 1968 wurden wegen der schlechten 
Finanzlage des Vereins Einsparungen beschlossen. Im Mai 1968 wur­
den die bisherigen Richtlinien durch neue ersetzt. Die dienst- 
zeit- und endgehaltsabhängige Berechnung der Leistungen für Al­
ters- und Invalidenrenten blieb im wesentlichen unverändert. Zur 
Obergrenze der Rentenzahlung bestimmten die neuen Richtlinien:

"Die Rente darf die Höchstsumme von DM 4.000,—  
pro Jahr bzw. DM 333,—  pro Monat nicht überstei­
gen ."

Am 5. Februar 1981 wurde die bisherige Satzung des Unter­
stützungsvereins aus dem Jahre 1946 durch eine neue Satzung er­
setzt. Gleichzeitig wurden die Leistungen wiederum geändert. Die­
ser Änderung lag eine Gesamtbetriebsvereinbarung zugrunde. Eine 
weitere Gesamtbetriebsvereinbarung vom 5. Februar 1981 bestätigte 
die Begrenzung der Rente auf maximal 333,—  DM monatlich.

Der Kläger L erhielt im Rahmen vorzeitigen Al­
tersruhegeldes seit dem 5. Mai 1982 von der B -Unterstüt­
zungskasse eine monatliche Betriebsrente von 235,—  DM. Der Klä­
ger S bezog seit 16. November 1984 eine Invalidenrente von 
111,—  DM monatlich. Dabei wurde bei der Berechnung der Renten in 
beiden Fällen eine Höchstgrenze der Betriebsrente von monatlich

6
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333,—  DM (= 4.000,—  DM jährlich) berücksichtigt. Ohne eine 
solche Höchstbegrenzung betrüge die monatliche Betriebsrente für 
den Kläger L 421,24 DM und für den Kläger S
384,75 DM.

Die Unterstützungskasse zahlte zunächst die von ihr berech­
neten Betriebsrenten. Am 15. März 1988 wurde über das Vermögen 
des Trägerunternehmens, der P GmbH & Co. KG,
das Konkursverfahren eröffnet. Der beklagte PSV übernahm als Trä­
ger der gesetzlichen Insolvenzsicherung die Rentenzahlungen für 
die Zeit ab 1. April 1988. 1990 verlangten beide Kläger eine neue 
Berechnung ihrer Renten.

Die Kläger haben die Auffassung vertreten, ihre Betriebsren­
ten seien nach den Richtlinien aus dem Jahre 1960 zu berechnen. 
Diese Richtlinien enthielten keine Höchstbegrenzung. Die späteren 
Änderungen der Richtlinien hätten ihre Versorgungszusagen nicht 
wirksam im Sinne eines teilweisen Widerrufs eingeschränkt. Für 
eine Einschränkung habe es keinen Grund gegeben.

Die Kläger haben die Nachzahlung der monatlichen Differenz­
beträge von 186,24 DM (421,24 DM ./. 235,-- DM) und 273,75 DM 
(384,75 DM ./. 111,—  DM) für die Zeit vom 1. März 1988 bis 
31. Dezember 1990 und ab 1. Januar 1991 die Zahlung entsprechend 
erhöhter Betriebsrenten gefordert. Der Kläger L hat
beantragt,

1. den Beklagten zu verurteilen, an ihn
6.332,16 DM nebst 4 % Zinsen seit 4. Februar 
1991 zu zahlen;
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2. den Beklagten zu verurteilen, ab 1. Januar 
1991 über die bislang gezahlte Rente in Höhe 
von 235,—  DM hinaus weitere 186,24 DM, monat­lich somit 421,24 DM zu zahlen.

Der Kläger S hat beantragt,
1. den Beklagten zu verurteilen, an ihn

9.307,50 DM nebst 4 % Zinsen seit 5. Februar 
1991 zu zahlen;

2. den Beklagten zu verurteilen, ab 1. Januar 
1991 über die bislang gezahlte Rente in Höhe 
von monatlich 111,—  DM hinaus weitere 
273,75 DM, monatlich sonach 384,75 DM zu zah­
len.

Der beklagte PSV hat beantragt, die Klagen abzuweisen. Er 
hat die Auffassung vertreten, die Richtlinien 1960 seien wegen 
eines Verstoßes gegen die in der Satzung vorgesehene Begrenzung 
der Renten unwirksam gewesen. Zudem seien diese Richtlinien im 
Jahre 1968 wirksam geändert worden. Der Arbeitgeber habe seiner­
zeit Unterstützungskassenleistungen ändern oder sogar widerrufen 
dürfen, soweit er dabei den Gleichbehandlungsgrundsatz beachtet 
und nicht willkürlich gehandelt habe. Erst später habe die Recht­
sprechung den Bestand von Versorgungszusagen stärker geschützt. 
Schließlich seien die Klageansprüche zumindest verwirkt, nachdem 
die Kläger über mehrere Jahre sowohl von dem Unterstützungsverein 
als auch nach der Insolvenz von dem Beklagten die unter Beachtung 
des Höchstbetrags ermittelte niedrigere Rente ohne Widerspruch in 
Empfang genommen hätten.

Das Arbeitsgericht hat der Klage des Klägers L 
stattgegeben. Die Klage des Klägers S hat eine andere Kammer 
des Arbeitsgerichts abgewiesen. Gegen diese Entscheidungen haben

8
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


8

der PSV und der Kläger S Berufung eingelegt. Nach Verbindung 
beider Verfahren hat das Landesarbeitsgericht beide Klagen abge­
wiesen. Mit den Revisionen verfolgen die Kläger ihre Klageanträge 
weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revisionen führen zur Aufhebung des angefochtenen Ur­
teils und zur Zurückverweisung der Sache an das Landesarbeitsge­
richt. Der Senat kann nicht abschließend entscheiden. Es muß ge­
prüft werden, ob die 1968 beschlossene Begrenzung der Renten auf
4.000, —  DM jährlich wirksam war.

I. Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts wurden die 
Zusagen durch die 1968 eingeführte Höchstbegrenzung auf
4.000, —  DM jährlieh eingeschränkt.

1. Das Landesarbeitsgericht hat die Klagen abgewiesen, weil den 
Klägern von Anfang an nur eine Versorgung mit einer Höchstbegren­
zung von jährlich 4.000,—  dm zugesagt worden sei. Diese bereits 
in der Satzung des Unterstützungsvereins vom 3. Dezember 1946 
enthaltene Höchstgrenze sei nicht abgeändert worden. Auch die 
Richtlinien 1960, die auf steuerrechtliche Höchstgrenzen zur 
"Wahrung des sozialen Charakters" verwiesen, hätten die in der 
Satzung festgelegten Höchstgrenzen nicht verändert. Die 1968 in 
die Richtlinien aufgenommene Höchstbegrenzung von 4.000,—  DM 
jährlich sei keine neue Höchstgrenze, sondern entspreche der maß­
geblichen Satzung. Dieser Auslegung der Satzung und der Richtli­
nien folgt der Senat nicht.
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Auszugehen ist von § 8 der Satzung des Unterstützungsvereins 
vom 3. Dezember 1946. Schon diese Satzungsbestimmung enthielt 
keine Höchstbegrenzung der Renten im Verhältnis zu den Begünstig­
ten. Sie diente nur steuerrechtlichen Zwecken. Die Bestimmung 
stimmt nahezu wörtlich mit § 14 Nr. 2 der Ersten Verordnung zur 
Durchführung des Körperschaftssteuergesetzes (Erste KStDVO) vom 
6. Februar 1935 (RGBl. I S. 163, 165) überein. In dieser Verord­
nung sind die Voraussetzungen für die Befreiung der Pensionskas­
sen und ähnlichen rechtsfähigen Kassen von der Körperschaftssteu­
er genannt. Die Kassen müssen eine "soziale Einrichtung" sein, 
was insbesondere dann gegeben sei, wenn die Leistungen der Kassen 
"als Pension 4.000,—  RM jährlich nicht übersteigen". Aus dieser 
Übereinstimmung ist zu schließen, daß die Sicherung der Körper­
schaftssteuerbefreiung der alleinige Grund für die Höchstbegren­
zung der Renten war. Damit hatte § 8 der Satzung nach seinem Sinn 
und Zweck gar keine feste betragsmäßige Begrenzung zum Inhalt, 
sondern verweist auf die jeweiligen steuerrechtlichen Höchstgren­
zen für die Steuerbefreiung in den Durchführungsverordnungen zur 
Körperschaftssteuer.

Diese Auslegung der Satzung wird durch die im Jahre 1960 be­
schlossenen Richtlinien der Unterstützungskasse bestätigt. Danach 
darf der "Rentenbetrag zur Wahrung des sozialen Charakters die in 
den gesetzlichen Bestimmungen des Bundesfinanzministers (Körper­
schaftssteuer, Durchführungsbestimmungen und Veranlagungsrichtli­
nien) festgelegten Höchstbeträge nicht überschreiten". Die Richt­
linien 1960 beruhen auf der Satzung der Unterstützungskasse. Sie 
konnten und wollten die Satzung nicht abändern. Sie verdeutlichen
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t

nur, was in § 8 der Satzung mit den Worten "zur Wahrung des so­
zialen Charakters" gemeint ist. Für die Höchstgrenzen der Renten 
sollen die jeweiligen Steuergrenzen gelten. Die Richtlinien 1960 
stehen damit in voller Übereinstimmung mit der Satzung aus dem 
Jahre 1946. Über die vom beklagten Pensions-Sicherungs-Verein an­
gesprochene Frage der Wirksamkeit satzungswidriger Richtlinien 
hat der Senat hier nicht zu entscheiden.

2. Erst durch die Richtlinien 1968 wurde eine feste Höchstgren­
ze für Leistungen der Unterstützungskasse von 4.000,—  DM jähr­
lich eingeführt. Diese Richtlinien schränkten die bisherige Ver­
sorgungsordnung wesentlich ein. Die bisher von steuerrechtlichen 
Vorgaben abhängigen Höchstgrenzen waren nämlich vor 1968 mehrfach 
angehoben worden. Die steuerrechtliche Höchstgrenze betrug 1968 
schon 12.000,—  DM jährlich (vgl. § 10 Abs. 3 KStDV 1961 vom 
6. Juni 1962 - BGBl. I S. 413).

II. Damit hängt die Entscheidung des Rechtsstreits davon ab, ob 
die Zusagen an die Arbeitnehmer 1968 wirksam eingeschränkt werden 
konnten. Eingriffe in Versorgungsansprüche und Anwartschaften der 
Arbeitnehmer sind nicht beliebig zulässig. Erworbene Rechte kön­
nen nur aus besonderem Grund entzogen werden. Es gelten die 
Grundsätze des Vertrauensschutzes und der Verhältnismäßigkeit.
Je stärker der Besitzstand ist, den die Arbeitnehmer erworben 
haben, um so gewichtiger muß der Grund sein, der einen Eingriff 
rechtfertigt.

1. Zu der Einschränkung der Versorgungszusagen war der Arbeit­
geber im Jahre 1968 nicht schon deshalb berechtigt, weil in den
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Zusagen ein Rechtsanspruch auf Versorgungsleistungen ausgeschlos­
sen war. Der Senat hat den Ausschluß des Rechtsanspruchs bei Un­
terstützungskassen (§ 1 Abs. 4 BetrAVG) in ständiger, durch das 
Bundesverfassungsgericht gebilligter Rechtsprechung (BVerfGE 65, 
196 = AP Nr. 2 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen; BVerfGE 74, 
129 = AP Nr. 11 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen) als ein an 
sachliche Gründe gebundenes Widerrufsrecht verstanden und damit 
dem Arbeitnehmer durchaus einen Anspruch auf die zugesagten Lei­
stungen eingeräumt. Die Bindung der Unterstützungskasse beruht 
auf dem Grundsatz des Vertrauensschutzes, der Verfassungsrang 
hat. Der Arbeitgeber nimmt die Betriebstreue der Arbeitnehmer als 
Vorleistung entgegen. Er würde treuwidrig handeln, wollte er die 
Gegenleistung mit dem Hinweis verweigern, er habe sich nicht 
rechtlich gebunden (BAGE 46, 80, 90 ff. = AP Nr. 3 zu § 1 BetrAVG 
Unterstützungskassen, zu IV 1 der Gründe, mit Anmerkung von Schu­
lin; BAGE 61, 273, 277 f. = AP Nr. 23 zu § 1 BetrAVG Unterstüt­
zungskassen, zu B 1 der Gründe). Die Einschränkung der Versorgung 
durch die Richtlinien 1968 bedarf daher zur Rechtfertigung sach­
licher Gründe. Die rechtliche Position der begünstigten Arbeit­
nehmer ist nicht ungeschützt.

2. Welches Gewicht ein sachlicher Grund haben muß, um in die 
Rechtsposition der Arbeitnehmer einzugreifen, läßt sich nicht 
schematisch festlegen. Nicht alles, was aus der Sicht des Arbeit­
gebers und Trägers der Unterstützungskasse sachlich erscheinen 
mag, rechtfertigt es, gegebene Zusagen zu widerrufen und das dar­
auf gegründete Vertrauen der Begünstigten zu enttäuschen. Das Ge­
wicht des sachlichen Grundes richtet sich vielmehr auf der Seite 
des Arbeitgebers danach, ob die tatsächlichen und rechtlichen
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Voraussetzungen zur Zeit der Zusage, deren Fortbestand erwartet 
werden durfte, sich wesentlich verändert haben. Andererseits ist 
die - unterschiedliche - Stärke der rechtlichen Position der Ar­
beitnehmer und Rentner zu berücksichtigen. Je stärker der Besitz­
stand ist, um so gewichtiger muß der Grund sein, der einen Ein­
griff gestattet. Es gelten die Verfassungsgrundsätze des Vertrau­
ensschutzes und der Verhältnismäßigkeit (BVerfGE 65, 196 = AP 
Nr. 2 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen, zu C III 1 der Gründe; 
BVerfGE 74, 129 = AP Nr. 11 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen, 
zu B II 2 der Gründe).

Den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit und des Vertrauens­
schutzes wird nach der Rechtsprechung des Senats dann genügt, 
wenn den abgestuften Besitzständen der Arbeitnehmer entsprechend 
abgestufte, unterschiedlich gewichtige Eingriffsgründe des Ar­
beitgebers gegenübergestellt werden. Das Gewicht des Eingriffs­
grundes muß der Stärke des Besitzstands entsprechen. Hiervon aus­
gehend lassen sich zwingende, triftige und sachlich-proportionale 
Gründe unterscheiden (vgl. im einzelnen die Urteile des Senats 
vom 17. April 1985 - BAGE 49, 57, 67 ff. = AP Nr. 4 zu § 1 
BetrAVG Unterstützungskassen, zu B II 3 c (3) der Gründe, vom 
17. März 1987 - BAGE 54, 261 - AP Nr. 9 zu § 1 BetrAVG Ablösung 
und vom 18. April 1989 - BAGE 61, 273 = AP Nr, 23 zu § 1 BetrAVG 
Unterstützungskassen).

3. Zu Unrecht meint das Landesarbeitsgericht, die Kläger könn­
ten sich nicht mit Erfolg auf die neuere Rechtsprechung zum 
Schutz der Versorgungsrechte berufen. 1968 hätten weniger strenge 
Prüfungsmaßstäbe gegolten. Das ist nicht richtig. Die Prüfungs-
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maßstäbe haben sich inhaltlich nicht verändert, sie wurden durch 
die neuere Rechtsprechung nur konkretisiert.

Zunächst hat der Senat nur geprüft, ob eine Kürzung der Bil­
ligkeit entspreche (z.B. Urteil vom 31. Mai 1968 - BAGE 21, 46 = 
AP Nr. 127 zu § 242 BGB Ruhegehalt? Urteil vom 17. Mai 1973 
- BAGE 25, 194 = AP Nr. 6 zu § 242 BGB Ruhegehalt-Unterstützungs- 
kassen). Später hat der Senat hinsichtlich der Besitzstände zwi­
schen dem erdienten Teil und den zugesagten Steigerungen unter­
schieden (BAGE 36, 327, 337 ff. = AP Nr. 1 zu § 1 BetrAVG Ablö­
sung, zu III der Gründe). Im Urteil vom 5. Juni 1984 (BAGE 46,
80 = AP Nr. 3 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen) hat der Senat 
bei den Eingriffsgründen im Anschluß an den Beschluß des Bundes­
verfassungsgerichts vom 19. Oktober 1983 (2 BvR 298/81 - AP Nr. 2 
zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen) erstmals den "triftigen 
Grund" als eigene Kategorie für die Gewichtung eines Eingriffs­
grundes angewendet. In dem Urteil vom 17. April 1985 (BAGE 49,
57 = AP Nr. 4 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen) hat der Senat 
erstmals dem "triftigen Grund" die "erdiente Dynamik" als Katego­
rie des Besitzstandes zugeordnet. Die seither angewendete Skala 
von Besitzständen und Eingriffsgründen hat somit lediglich die 
Aufgabe, die allgemeinen Grundsätze des Vertrauensschutzes und 
der Verhältnismäßigkeit, der Billigkeit also, zu verdeutlichen 
und für die Praxis handhabbar zu machen (Urteil des Senats vom
11. September 1990 - BAGE 66, 39, 43 f. = AP Nr. 8 zu § 1 BetrAVG 
Besitzstand, zu II 1 der Gründe). Die Rechtsprechung des Senats 
hat sich weiterentwickelt, sie hat sich aber nicht geändert. Die 
Frage eines verfassungsrechtlich begründeten Vertrauensschutzes 
bei Änderung einer ständigen Rechtsprechung (vgl. hierzu BVerfG
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Beschluß vom 28. September 1992 - 1 BvR 496/87 - DB 1992, 2511, 
zu II 2 b der Gründe; Urteil des Senats vom 20. November 1990 - 
BAGE 66, 228 = AP Nr. 14 zu § 1 BetrAVG Ablösung) stellt sich 
hier nicht. Auch für Eingriffe in Versorgungsrechte im Jahre 1968 
ist bei der Prüfung aus heutiger Sicht von der vom Senat vorge­
nommenen Dreiteilung der Besitzstände auszugehen.

4. Der Senat kann nicht abschließend entscheiden, ob die Ein­
schränkung der Versorgungszusagen in Form eines Teilwiderrufs 
1968 berechtigt war.

a) Die neue Versorgungsordnung 1968 greift in die von den Klä­
gern zeitanteilig erdiente Dynamik ein. Dieser Eingriff ist den 
Klägern gegenüber nur wirksam, wenn er durch triftige Gründe ge­
rechtfertigt ist. Die Richtlinien 1968 senken die bisher geltende 
Höchstbegrenzung für Altersrenten von 12.000,—  DM (Richtlinien 
1960 i.V. mit § 10 Abs. 3 KStDV 1961 vom 6. Juni 1962) auf
4.000,—  DM jährlich herab. Damit greifen die Richtlinien zwar 
nicht in den nur ausnahmsweise antastbaren und insolvenzgeschütz­
ten Teilbetrag gemäß § 2 Abs. 1 BetrAVG ein. Die Kläger behaupten 
selbst nicht, sie hätten bereits im Mai 1968 nach der alten Ver­
sorgungsordnung eine Anwartschaft von 333,—  DM monatlich er- 
dient. Die neue Höchstbegrenzung bewirkte aber, daß die weiteren 
Gehaltssteigerungen sich nicht mehr im bisherigen Umfang auswir­
ken konnten. Erkennt man an, daß dienstzeitunabhängige Zuwächse 
der Versorgung bis zur Ablösung dieser Zusage zeitanteilig er- 
dient werden können, dann hat der Arbeitnehmer insoweit Betriebs­
treue erbracht und vorgeleistet; dies kann nicht außer Betracht 
bleiben. Die Beseitigung der endgehaltsabhängigen Dynamik ent-
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zieht dem Arbeitnehmer nachträglich einen Teil des schon erdien- 
ten Entgelts (BAGE 66, 39, 45 = AP Nr. 8 zu § 1 BetrAVG Besitz­
stand, zu II 3 a der Gründe). Ein solcher Eingriff ist nur durch 
triftige Gründe gerechtfertigt (BAGE 49, 57 = AP Nr. 4 zu § 1 Be­
trAVG Unterstützungskassen).

b) Die vom Landesarbeitsgericht getroffenen Feststellungen rei­
chen für die Entscheidung, ob im Mai 1968 für den Arbeitgeber 
triftige Gründe für den Eingriff Vorlagen, nicht aus. Wird aus 
wirtschaftlichen Gründen in die zugesagte Dynamik eingegriffen, 
ist dieser Eingriff nur berechtigt, wenn der Unternehmer die 
Rente nicht mehr aus Erträgen und Wertzuwächsen erwirtschaften 
konnte. Im Sinne eines Orientierungsmaßstabes (so zutreffend 
Otto, BAG EWiR § 1 BetrAVG 1/87, s. 331) hat der Senat auf die 
Anpassungsregelung nach § 16 BetrAVG hingewiesen (BAGE 49, 57,
68 = AP Nr. 4 zu § 1 BetrAVG Unterstützungskassen, zu B II 3 c 
(3) der Gründe; BAGE 61, 273, 280 = AP Nr. 23 zu § 1 BetrAVG Un­
terstützungskassen, zu B 2 der Gründe). Danach braucht der Ar­
beitgeber die Renten nicht anzupassen, wenn dadurch die Gefahr 
entsteht, daß die Entwicklung des Unternehmens beeinträchtigt und 
seine Substanz aufgezehrt wird (BAGE 48, 272 = AP Nr. 17 zu § 16 
BetrAVG; BAGE 48, 284 = AP Nr. 16 zu § 16 BetrAVG).

Das Landesarbeitsgericht hat zur Rechtfertigung der Kürzung 
der Versorgungsrechte der Kläger auf die im Jahre 1968 ungünstige 
Lage der Bauwirtschaft hingewiesen. Dieser allgemeine Hinweis auf 
die wirtschaftliche Situation einer Branche genügt nicht. Es 
kommt konkret darauf an, ob die P GmbH & Co.
KG im Mai 1968 ohne Beeinträchtigung der Entwicklung des Unter-
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nehmens wirtschaftlich in der Lage war, die Versorgungszusagen im 
vollen Umfang aufrechtzuerhalten. Ebenso geht der Hinweis auf die 
damalige Finanzschwäche der Unterstützungskasse fehl. Es kommt 
allein auf die Leistungskraft des Trägerunternehmens an. Das Trä­
gerunternehmen muß für die Leistungsfähigkeit der Unterstützungs­
kasse einstehen und die Leistlingen selbst erbringen, wenn die Un­
terstützungskasse zahlungsunfähig wird (ständige Rechtsprechung, 
statt aller: BAGE 63, 260 = AP Nr. 10 zu § 161 HGB).

Das Landesarbeitsgericht hat deshalb die Leistungsfähigkeit 
des Unternehmens im Mai 1968 zu prüfen und zu entscheiden, ob ein 
zur Kürzung der endgehaltsabhängigen Dynamik geeigneter triftiger 
Grund vorlag. Dabei kann auch die Frage von Interesse sein, ob 
der Betriebsrat der Neuregelung 1968 zugestimmt hatte. Die Zu­
stimmung des Betriebsrats kann ein Anzeichen dafür sein, daß 1968 
ein Bedürfnis für die Neuregelung bestand (vgl. BAGE 66, 39, 46 = 
AP Nr. 8 zu § 1 BetrAVG Besitzstand, zu II 3 a der Gründe). Dage­
gen kann es auf den Umstand, daß der Betriebsrat eine Gesamtbe­
triebsvereinbarung abgeschlossen hat, die im wesentlichen mit den 
Richtlinien 1968 übereinstimmt, nicht ankommen. Diese Tatsache 
sagt nichts darüber aus, ob es 1968 triftige Gründe für einen 
Eingriff in Versorgungsrechte gab.

III. Sollte das Landesarbeitsgericht danach die Ansprüche der 
Kläger auf höhere Betriebsrenten bejahen, kann der PSV sich nicht 
auf deren Verwirkung berufen.

Ein Anspruch kann verwirkt werden, wenn der Berechtigte mit 
der Geltendmachung seines Rechts längere Zeit zuwartet (Zeitmo-
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ment) und daneben besondere Umstände vorliegen, aufgrund derer 
der Verpflichtete nach Treu und Glauben annehmen durfte, der Be­
rechtigte werde sein Recht nicht mehr geltend machen (Umstandsmo­
ment) und wenn die Erfüllung der Forderung dem Schuldner nicht 
mehr zuzumuten ist (Zumutbarkeitsmoment).

Es ist bereits fraglich, ob die Kläger mit der Geltendma­
chung höherer Renten längere Zeit zugewartet haben. Die Kläger 
erhalten erst seit 1. April 1988 ihre Rentenzahlungen vom PSV. 
Beide Kläger haben im Jahre 1990 vom PSV Neuberechnung ihrer Ren­
ten auf der Grundlage der Richtlinie 1960 verlangt. Die Kläger 
haben sich jedenfalls nicht so verhalten, daß der beklagte PSV 
annehmen durfte, sie würden keine höhere Renten mehr verlangen. 
Die bloße widerspruchslose Entgegennahme einer zu niedrig berech­
neten Rente genügt für diese Annahme nicht.

Dr. Heither Griebeling Dr. Wittek
Fieberg Eckhardt
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